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Weisung vom 23. Januar 2012 

Es wirken mit: 

Oberrichter Kiefer, Vorsitz  

Oberrichter Frey 

Oberrichter Flückiger 

Gerichtsschreiber Schaad 

 

Der Kanton Solothurn hat das «Weibelwesen» reorganisiert. Seither strebt das 

Finanzdepartement, dem die Betreibungsämter unterstehen, an, die Pfändung, 

wenn immer möglich, auf dem Amt zu vollziehen. Sogenannte «Aussenvollzüge» 

werden minimiert. Es soll nur noch jeder «Neuschuldner» zu Hause besucht wer-

den. Eine Pfändung vor Ort soll sodann nur noch erfolgen, wenn eine Meldung 

des Gläubigers oder Verdachtsmomente vorliegen, die auf pfändbare Sachgüter 

hinweisen. Die Aufsichtsbehörde hat klar zu verstehen gegeben, dass dies nicht 

angängig ist. Es wurde ein Kompromiss, nämlich ein zusätzlicher jährlicher «Aus-

senvollzug» angeregt. Das Finanzdepartement kann sich damit nicht anfreunden. 

Man müsste jährlich rund 9‘000 «Aussenvollzüge» durchführen, was jährliche 

Kosten von CHF 700‘000 verursache, wovon nur CHF 400‘000 weiterverrechnet 

werden könnten. Mit dem Vollzug auf dem Amt habe man gute Erfahrungen 

gemacht; er sei bei 80 bis 90 % der Schuldner möglich. Nur in 600 bis 700 Fällen 

pro Jahr könnten Sachpfändungen vorgenommen werden.  

 

Hausrat ist heute zu «Verbrauchsmaterial» geworden. Fernsehgeräte, Fotoappara-

te, Stereoanlagen und dergleichen lassen sich nicht mehr verwerten. Kaum ein 

Schuldner verfügt über pfändbare Fahrnis, von einem Personenwagen einmal 

abgesehen. In der Praxis machen Sachpfändungen nicht einmal 1 % aus.  

 

Indessen geht der neueste Kommentar zum SchKG immer noch davon aus, der 

Betreibungsbeamte habe die Pfändung in der Regel am Wohnsitz, am Arbeitsort, 

im Geschäft des Schuldners oder am Ort zu vollziehen, wo sich pfändbare Vermö-

gensgegenstände befinden (Adrian Staehelin et al. [Hrsg.]: Bundesgesetz über 

Schuldbetreibung und Konkurs, Basler Kommentar Bd. I, 2. Aufl. Basel 2010, N 16 

zu Art. 89 SchKG).  

 

Erkundigungen bei anderen Kantonen haben ergeben, dass die Praxis höchst 

uneinheitlich zu sein scheint. Während sich gewisse Dienststellen offenbar (in der 

 
Aufsichtsbehörde für 

Schuldbetreibung und Konkurs  
 



 2 

Regel) mit einem Vollzug auf dem Amt begnügen, pfänden andere immer noch in 

jedem Fall vor Ort. 

 

Sogenannte «Distanzpfändungen» sind nichtig. Ein Personenwagen oder eine 

Liegenschaft darf nicht (anhand des Fahrzeugausweises oder des Grundbuchaus-

zugs) auf dem Betreibungsamt gepfändet werden (Daniel Hunkeler [Hrsg.]: Kurz-

kommentar SchKG, Basel 2009, N 13 zu Art. 89 SchKG; Staehelin, a.a.O., N 17 zu 

Art. 89 SchKG).  

 

Nach Art. 15 Abs. 1 SchKG sorgt der Bundesrat für die gleichmässige Anwendung 

dieses Gesetzes. Nach Art. 1 der Verordnung betreffend die Oberaufsicht über 

Schuldbetreibung und Konkurs (OAV-SchKG, SR 281.11) übt das Bundesamt für 

Justiz die Oberaufsicht aus. Die Dienststelle Oberaufsicht SchKG wurde angefragt. 

In ihrer Antwort vom 20. Juni 2011 führt die Dienststelle aus, es frage sich, ob es 

noch lohnend sei, den Schuldner in jedem Fall zu Hause aufzusuchen. Neuschuld-

ner seien in jedem Fall zu Hause aufzusuchen. Bei Schuldnern, bei denen auf-

grund früherer Pfändungsversuche mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlich-

keit davon auszugehen sei, dass bei ihnen nichts mehr gepfändet werden könne, 

könne von einer Pfändung vor Ort abgesehen werden. Es sollten auch die regel-

mässigen Schuldner von Zeit zu Zeit wieder zu Hause besucht werden, um sicher-

zustellen, dass sie keine pfändbaren Vermögenswerte besitzen. Unter welchen 

Umständen ein Aufsuchen des Schuldners erforderlich sei, sollte der Betreibungs-

beamte von Fall zu Fall entscheiden, allerdings immer dem Grundsatz folgend, 

dass das Gesetz von einem Pfändungsvollzug vor Ort ausgehe. Die Beantwortung 

der Rechtsfrage obliege letztlich dem Bundesgericht.  

 

Die Aufsichtsbehörde des Kantons Graubünden schreibt in ihrem Beschluss vom 

8. Februar 2011 namentlich, dass sich die Betreibungsbeamten oder ihre Hilfsper-

sonen selbst und vor Ort zu vergewissern hätten, ergebe sich bereits aus dem 

Prinzip der Abklärung des Sachverhalts von Amtes wegen (Hunkeler, a.a.O, Art. 

91 N 14). Schon aus diesem Grund dürfe nicht sein, dass standardmässig eine 

Vorladung des Schuldners auf das Betreibungsamt erfolge und «Hausbesuche» 

nur bei Nichterscheinen des Schuldners gemacht würden. Man dürfe nicht einfach 

auf die Behauptungen des Schuldners abstellen. Die Erhebungen bei der Pfän-

dung würden von Amtes wegen erfolgen (BISchK 1963, S. 141). Man habe sich 

also an Ort und Stelle, wo pfändbares Gut vorhanden sei oder sein könnte, also in 

der Regel in die Wohnung des Schuldners, in sein Geschäft, an den Arbeitsplatz 

zu begeben und dort nachzuprüfen, ob vom Gläubiger angegebenes oder weite-

res pfändbares Gut vorhanden sei (Fritzsche/Walder: Schuldbetreibung und Kon-

kurs nach schweizerischem Recht, Bd. I, Zürich 1997, § 23 Rz 18; Staehelin, a.a.O., 

Art. 89 N 17, Art. 91 N 13; Hunkeler, a.a.O., Art. 89 N 13; Jaeger/Walder/Kull: 

Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs, Zürich 2006, Art. 89 N 13; 

Robert Joos: Handbuch des Betreibungsbeamten der Schweiz, Wädenswil 1964, 

S. 123; BGE 89 IV 77, 83 III 63; BISchK 1991 Nr. 42, 1972 Nr. 27, 1962 Nr. 12; ZR 

1938 Nr. 28). So wie Art. 91 Abs. 3 SchKG den Betreibungsbeamten die Macht 

gebe, Räumlichkeiten und Behältnisse öffnen zu lassen und einzusehen, müssten 

sich die Vollstreckungsbeamten nach pfändbarem Substrat umschauen und sich 
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bei Pfändung selbst vom Vorhandensein gepfändeter Gegenstände überzeugen. 

Es gelte – aus der Sicht des Amtes – das Holprinzip. Der Sinn der Bestimmungen 

von Art. 89 ff. SchKG und die ausgewogene Wahrung der Gläubigerinteressen 

würden verlangen, den Schuldner aufzusuchen, um zu schauen, was er habe und 

wie er lebe. Aus der Prämisse und der Lebenserfahrung, dass man sich nicht ein-

fach darauf verlassen dürfe, was der Schuldner erzähle, ergebe sich zwangsläufig 

die primäre Anforderung, dass die schuldnerischen Lebens- und Vermögensver-

hältnisse vor Ort im Sinne eines Augenscheins zu verifizieren seien. Das sei die 

Regel, für welche letztlich auch die Vorschriften über die Reihenfolge der Pfän-

dung, die Prüfung der Kompetenzqualität, die Schätzung und die Sicherung des 

Pfändungsgutes sprächen (Art. 92, 95, 97, 98 SchKG; vgl. auch Jaeger/Walder/Kull, 

a.a.O., Art. 89 N 13, unter Hinweis auf BGE 29 I 621). Nur sachlich fundierte Grün-

de würden erlauben, von dieser Regel abzuweichen. Die anscheinend bei einigen 

Ämtern herrschende Überlegung, dass Sachpfändungen weitgehend illusorisch 

geworden seien, da im Normalfall in der Schuldnerwohnung meist nichts zu ho-

len sei, sei eine Forfaiterklärung, die nicht zur Leitlinie werden dürfe. Dass nichts 

zu holen sei, bleibe letztlich Vermutung, die es in aller Regel an Ort und Stelle zu 

verifizieren gelte – bei erstmaliger Pfändung stets, bei «Stammkunden» je nach 

Situation oder doch in zeitlichen Abständen erneut. (…) Es dürfe nicht sein, dass 

die Regel der Pfändung vor Ort in ihr Gegenteil verkehrt werde, weil man keine 

Zeit oder zu wenig Personal habe. (…) 

 

Anzufügen bleibt, dass der Kanton und allenfalls sogar Angestellte des Amtes 

haftbar werden könnten, wenn den Gläubigern namhaftes Pfändungssubstrat 

entgeht, weil die Pfändung auf dem Amt statt vor Ort erfolgte (Art. 5 SchKG).  

 

Im letzten Jahr wurden im Kanton Solothurn 62‘918 Pfändungen vollzogen. 2011 

verursachten die Betreibungsämter einen Aufwand von CHF 12‘602‘000; sie erziel-

ten einen Erlös von CHF 16‘458‘000, mithin einen «Gewinn» von CHF 3‘856‘000. 

Der Kostendeckungsgrad betrug 130.6 %. Auch in den Vorjahren erwirtschafteten 

die Ämter namhafte «Gewinne». Betreibungsämter, die mit dem Gebührentarif, 

der ein Sozialtarif sein sollte, noch eine Rendite abwerfen, muten seltsam an. Die 

Mehraufwendungen, die durch regelmässige «Aussenvollzüge» entstehen, sind 

durch die Gebühren gedeckt. Gewinnmaximierung darf nicht Richtschnur staatli-

chen Handelns in der Zwangsvollstreckung sein. 

 

Das Amtschreiberei-Inspektorat hat in dieser Angelegenheit eine Instruktion ver-

fasst. Die Betreibungsämter sind anzuweisen, diese Instruktion zu befolgen. Dies 

im Sinne eines Mindeststandards und mit Blick auf das Gesetz, das von einem 

Pfändungsvollzug «vor Ort» ausgeht. 

 

Demnach wird beschlossen: 

 

Die Betreibungsämter des Kantons Solothurn werden angewiesen, die Instruktion 

des Amtschreiberei-Inspektorats zu befolgen. 
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Die Instruktion lautet: 

 
Ausgangslage 
 
Am 10. März 2008 stimmte der Regierungsrat dem Projekt «Reorganisation 

Weibelwesen» des Finanzdepartements zu. Kernpunkt dieses Projekts war die 

Abschaffung der nebenamtlichen Weibel. Die Arbeiten der Weibel, die Zustellung 

von Betreibungsurkunden und der Vollzug von Pfändungen, werden nun durch 

Sachbearbeiter der Betreibungsämter verrichtet; dies, um das Vollzugssystem zu 

professionalisieren.  

 

An der Besprechung vom 8. April 2008 zwischen Vertretern der Aufsichtsbehörde 

für Schuldbetreibung und Konkurs, des Finanzdepartements und des Amtschrei-

berei-Inspektorats wurde festgehalten, inskünftig würden alle Betreibungshand-

lungen im Amt vorgenommen (Bürovollzug), wobei aber mindestens einmal pro 

Jahr, oder bei Bedarf auch vorher, die Pfändung nach wie vor beim Schuldner vor 

Ort vorgenommen werden solle. 

 

Der Pilotbetrieb des Betreibungsamtes Olten-Gösgen ging ursprünglich auch von 

dieser Regelung aus. Das Amt stellte in der Folge aber fest, ein jährlicher 

«Aussenvollzug» sei mit den knappen Personalressourcen der Betreibungsämter 

nicht durchführbar. Zudem lohne sich ein Besuch beim Schuldner zu Hause nicht 

mehr. Die Vorladung der Schuldner auf das Amt sei viel wirtschaftlicher.  

 

Die Aufsichtsbehörde für Schuldbetreibung und Konkurs lehnte einen schriftlichen 

Antrag vom 19. April 2010 um Änderung der vereinbarten Vollzugspraxis hin zu 

einem (mit wenigen Ausnahmen) ausschliesslichen Vollzug auf dem Betrei-

bungsamt am 14. Mai 2010 ab. 

 

Am 3. Dezember 2010 beantragte das Finanzdepartement erneut, den 

Aussenvollzug künftig nur noch bei jedem Neuschuldner und jedem Unternehmen 

durchführen zu dürfen und eine Wiederholung des Aussenvollzugs nur bei 

Hinweisen auf neue pfändbare Sachgüter machen zu müssen; dies insbesondere 

aus betriebswirtschaftlichen Gründen. Die Aufsichtsbehörde ersuchte in der Folge 

das Bundesamt für Justiz um Erlass einer Weisung oder um Abgabe einer 

Empfehlung.  

 

Das Bundesamt für Justiz hielt dazu am 28. Juni 2011 fest, nach seiner 

Einschätzung gehe das geltende Recht immer noch vom Grundsatz aus, es sei 

Sache des Betreibungsamtes, das pfändbare Vermögen zu ermitteln (mit Verweis 

auf das ausführlich begründete Kreisschreiben des Kantonsgerichts Graubünden 

vom 8. Februar 2011). Dazu seien die Neuschuldner auf jeden Fall zu Hause 

aufzusuchen. Aber auch die regelmässigen Schuldner sollten von Zeit zu Zeit 

wieder zu Hause besucht werden, um sicherzustellen, dass sie keine pfändbaren 

Vermögenswerte besitzen. 
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Am 18. Juli 2011 teilte die Aufsichtsbehörde für Schuldbetreibung und Konkurs 

dem antragstellenden Finanzdepartement und dem Amtschreiberei-Inspektorat 

mit, es gebe vor dem Hintergrund der Antwort des Bundesamtes für Justiz keine 

Veranlassung, von der Ansicht abzurücken, es sei gesetzeswidrig, Pfändungen fast 

ausschliesslich auf dem Amt zu vollziehen. Aus diesem Grund erscheine es 

gerechtfertigt, bei jedem Schuldner einen «Aussenvollzug» pro Jahr durchzu-

führen.  

 

Ort des  Pfändungsvollzugs  

 

1. Der erste Pfändungsvollzug bei sogenannten Neuschuldnern hat zwingend am 

Wohnort, bei juristischen Personen am Sitz derselben, zu erfolgen. 

 

2. Bei «bisherigen» Schuldnern, deren Verhältnisse das Betreibungsamt nicht 

kennt, oder bei denen es von Seiten Gläubiger oder Dritter Hinweise auf das 

Vorhandensein pfändbarer Vermögenswerten erhält, muss die Pfändung eben-

falls am Wohnort bzw. am Ort der gelegenen Sache vollzogen werden. Eine 

Pfändung von Vermögenswerten, die der Vollzugsbeamte nicht persönlich 

sieht (Fernpfändung), ist nichtig. 

 

3. Um sicherzustellen, dass der Schuldner keine pfändbaren Vermögenswerte 

besitzt, ist bei jedem Schuldner spätestens nach Ablauf eines Jahres seit dem 

letzten Pfändungsvollzug vor Ort ein erneuter Aussenvollzug durchzuführen, 

sobald ein Pfändungsbegehren vorliegt. 

 

Anweisung  

 

Wir bitten Sie, die vorliegende Instruktionsschrift ab sofort zu beachten. 

 

Solothurn, 9. Februar 2012 

 

Amtschreiberei-Inspektorat  

 

P. Schwab  Ph. Adam 

 

Dieser Entscheid ist zu eröffnen an: 

Amtschreiberei-Inspektorat, Bielstrasse 9, 4502 Solothurn, Interne Post  

Cyrill Baumgartner, Amtschreiberei Dorneck, Amthaus, 4143 Dornach, A-Post 

Dominik Vögeli, Amtschreiberei Thierstein, Amthaus, 4226 Breitenbach, A-Post 

Hanspeter Kolly, Amtschreiberei Region Solothurn, Rötistrasse 4, 4501 Solothurn, interne Post 

Stefan Luterbacher, Amtschreiberei Olten-Gösgen, Amthaus, 4600 Olten, A-Post 

Marcel Huber, Amtschreiberei Thal-Gäu, Schmelzihof, 4710 Klus-Balsthal, A-Post 

Matthias Wirth, Amtschreiberei Region Solothurn, Filiale Grenchen-Bettlach, Dammstrasse 14, 2540 

Grenchen, A-Post 

Martin Schmalz, Kant. Konkursamt, Dünnernstr. 32, 4702 Oensingen, A-Post 

Finanzkontrolle, Herr Bruno Eberhard, Bielstrasse 9, 4502 Solothurn, interne Post 

Heidi Pauli, Finanzdepartement, Rathaus, 4500 Solothurn, interne Post 
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Urs Hammel, Finanzdepartement, Rathaus, 4500 Solothurn, interne Post 

Oberaufsicht SchKG, David Rüetschi, Bundesamt für Justiz, 3003 Bern, A-Post 

 

Im Namen der Aufsichtsbehörde für Schuldbetreibung und Konkurs  

Der Vizepräsident Der Gerichtsschreiber 

Kiefer Schaad 

 

 


